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Vorwort 

Die Raumplanung für Teilräume eines Landes — im BROG als „Re-
gionalplanung" bezeichnet — ist im System der Raumordnung unter 
rechtlichen und planungswissenschaftlichen Aspekten die wohl interes-
santeste Planungsebene mit einer Vielzahl verschiedenster Planungs-
modelle in der Praxis. Ein breites wissenschaftliches Interesse findet 
die Regionalplanung zunehmend nicht nur aufgrund ihres Standortes 
im Spannungsfeld von kommunalen und staatlichen Interessen, sondern 
besonders auch im Gefolge der in den Bundesländern vollzogenen Ter-
ritorialreform.  Niedersachsen hat durch die Verlagerung der Regional-
planung auf die Kreise und kreisfreien  Städte einen in der Wissenschaft 
bisher kaum beachteten Schritt vollzogen. Auf der Grundlage einer 
allgemeinen Darstellung der trägerschaftlichen  und räumlichen Al ter-
nativen zur Organisation der Regionalplanung werden im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit die rechtsdogmatischen, rechtspolitischen und ver-
waltungswissenschaftlichen Aspekte einer Kreis-Regionalplanung dar-
gestellt. 

Diese Arbeit hat im Wintersemester 1980/81 der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität Bielefeld als Dissertation vorgelegen. 
Das Manuskript wurde im August 1980 abgeschlossen. Danach erschie-
nenes Schrifttum wurde nur zum Teil in das Manuskript eingearbeitet. 

Ganz besonderen Dank sagen möchte ich meinem Doktorvater, Herrn 
Prof.  Dr. Udo Steiner, für seine engagierte und jederzeit freundliche 
Unterstützung in den vergangenen Jahren. Mein Dank gi l t auch Herrn 
Prof.  Dr. H. J. Papier für die Übernahme des Zweitgutachtens und 
Herrn Senator E. h. Prof.  Dr. J. Broermann für die Aufnahme der 
Arbeit i n die Reihe „Schriften zum öffentlichen  Recht". 

Oktober 1981 
Hermann  Janning 
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Einführung 

Durch das Achte Gesetz zur Verwaltungs- und Gebietsreform vom 
28. 6.19771 wurde i n Niedersachsen den Landkreisen und kreisfreien 
Städten die Aufgabe der Regionalplanung übertragen. M i t der Kommu-
nalisierung der bisher von den Regierungspräsidenten wahrgenomme-
nen Regionalplanung ist in Niedersachsen ein völ l ig neuer Weg be-
schritten worden, der zur Zeit in keinem anderen Bundesland Nach-
ahmung findet 2. Die niedersächsische Neuregelung der Regionalplanung 
ergänzt die bereits bisher sehr vielgestaltige Regionalplanungspraxis 
der Bundesländer um ein weiteres Planungsmodell3. Sicher ist, daß die 
niedersächsischen Erfahrungen mi t einer „Kreis-Regionalplanung" ganz 
wesentlich sowohl die zukünftige Entwicklung der Regionalplanung 
insgesamt wie auch den weiteren Fortgang der Funktionalreform in 
der mitt leren Verwaltungsebene4 beeinflussen werden. 

Die Bedingungen einer Kommunalisierung der Regionalplanung auf 
der Ebene der Kreise sind bisher weder verwaltungswissenschaftlich 
noch rechtlich ausreichend erörtert worden. Eine wissenschaftliche Be-
urteilung der niedersächsischen Regionalplanung zum heutigen Zeit-
punkt steht allerdings unter dem Vorbehalt, daß empirische Unter-
suchungen auf der Grundlage der zukünftigen „Kreis-Regionalpläne" 
zur Zeit noch nicht möglich sind, denn derzeit befinden sich die Regio-
nalpläne bei allen Kreisen noch im Aufstellungsverfahren 5. Außerdem 
ist zu vermuten, daß sich die Kreise entsprechend den Empfehlungen 
des Nds. Landkreistages6 für die erste Aufstellung im wesentlichen auf 
eine bloße Fortschreibung der alten Bezirksraumordnungsprogramme 
beschränken werden, um zunächst ausreichende Erfahrungen mi t dem 

1 Ar t . V I I des Achten Gesetzes zur Verwaltungs- und Gebietsreform vom 
28. 6.1977 (Nds. GVB1. S. 233). 

2 Nur in Hessen war bis 1970 die Aufstel lung der regionalen Raumord-
nungspläne den Landkreisen zugewiesen (§ 3 Abs. 1 Hess. LP1G vom 4. 7.1962 
[GVB1. S. 311], geändert durch Gesetz vom 1.6.1970 [GVB1. S.360]). A l le r -
dings wurde damals i n keinem Kreis von dieser Ermächtigung Gebrauch ge-
macht, vgl. Sesselmann,  Übergang der Regionalplanung, S. 7. 

3 Niemeier  (Regionalplanung, in: Raumplanung, Festschrift  für W. Ernst, 
S. 335 [342]) bezeichnet die nds. Neuregelung als „revolutionär". 

4 Dazu Roters  /  Ballke,  Funktionalreform,  S. 52 ff. 
5 Zum derzeitigen Stand des Aufstellungsverfahrens  bei den Kreisen vgl. 

die Anlage 2. 
« Nds. Landkreistag, Anlage zum RdSchr. Nr. 34/1978, S. 14 ff. 



16 Einführung 

neuen Planungsinstrumentarium zu sammeln. Daher ist davon auszu-
gehen, daß erst die Planergebnisse der zweiten Generation der Regio-
nalen Raumordnungsprogramme auf Kreisebene Aufschluß darüber 
vermitteln werden, wie sich die veränderten Planungsbedingungen auf 
die Planinhalte auswirken7. 

Unabhängig von dieser Einschränkung sollen im Rahmen der vor-
liegenden Arbeit die allgemeinen verwaltungs- und rechtswissenschaft-
lichen Aspekte einer kommunalisierten Regionalplanung untersucht 
werden. Dazu soll einleitend die Entwicklung des Rechts der Regional-
planung in Niedersachsen dargestellt werden (A). Es werden dann die 
trägerschaftlichen  und planungsräumlichen Alternativen für eine Orga-
nisation der Regionalplanung herausgearbeitet (B). I n einem weiteren 
Schritt sind die durch die Gebietsreform in Niedersachsen eingetrete-
nen räumlichen Veränderungen im Hinblick auf die Regionalplanung 
zu überprüfen  (C). Ein Schwerpunkt ist dann der Frage zu widmen, ob 
die Verlagerung der Regionalplanung auf die Kreise unter rechtlichen 
Gesichtspunkten zulässig ist (D). Im weiteren soll die Kreis-Regional-
planung unter institutionellen Aspekten (E) sowie ihre inhaltliche Ein-
bindung im Spannungsfeld zwischen Landesplanung, gemeindlicher 
Bauleitplanung und Fachplanung dargestellt werden (F). Letztlich wer-
den die besonderen Probleme zu erörtern sein, die sich aus der Ver-
lagerung der Regionalplanung auf die Kreise für die kreisfreien  Städte 
ergeben (G). Die folgende Untersuchung beschränkt sich dabei weit-
gehend auf die raumplanerischen Gegebenheiten in Niedersachsen, so-
weit nicht die Rechtslage in den anderen Bundesländern zu Vergleichs-
zwecken herangezogen wird. Eine solche Beschränkung ist auch des-
wegen geboten, wei l das Organisationsrecht der Landkreise in den 
Bundesländern stark voneinander abweicht8. 

7 Dafür spricht auch, daß ζ. Z. paral lel neben den laufenden Aufstellungs-
verfahren  in den Kreisen ebenfalls das Planverfahren  für ein neues LROP 
betrieben wird, mi t dessen Abschluß aber nicht vor 1981 zu rechnen ist, vgl. 
dazu die Bekanntgabe der allgemeinen Planungsabsichten gem. §5 NROG 
vom 30. 6.1975 (Nds. MB1. S. 870) sowie den Entwur f  des neuen LROP vom 
Juni 1980, der sich derzeit gem. § 5 Abs. 3 NROG in der Anhörung befindet. 
Aus dem Dilemma der zeitlichen Paral lel i tät in der Aufstel lung von LROP 
und Kreis-Regionalplänen w i r d sich sehr bald nach 1981 die Notwendigkeit 
ergeben, die auf das alte LROP ausgerichteteten Regionalen Raumordnungs-
programme an die veränderten Strukturen des neuen LROP anzupassen, so 
auch die Begründung zum Entwur f einer Verordnung über das Verfahren  zur 
Aufstel lung und Abst immung der Regionalen Raumordnungsprogramme 
gem. § 8 Abs. 8 NROG vom 30.5.1978, S. 2 (unveröffentlichte  Fassung). 

8 von der  Heide,  A f K 1967, S. 47. 



Α. Die Entwicklung des Rechts 
der Regionalplanung in Niedersachsen 

Die Regionalplanung hat sich in den Bundesländern vor ihrer Nor-
mierung in den Landesplanungsgesetzen1 weitgehend auf freiwil l iger 
Basis entwickelt2. Aus dem Erfordernis  einer überörtlichen Koordina-
t ion gemeindlicher Akt iv i täten entstanden Formen regionaler Planung, 
insbesondere in den Landesplanungsgemeinschaften3. 

Doch weder in der ersten Periode der Landesplanung (1910 - 1935)4 

noch in der etatistisch geprägten Phase von 1935 bis 19455 wurden die 
Voraussetzungen für eine flächendeckende regionale Raumplanung ge-
schaffen.  Dies war auch deshalb nicht zu erwarten, wei l die regionale 
Gliederung weitgehend dem Einfluß der Landesplanungsbehörden ent-
zogen war®. 

Die Entwicklung in den Jahren nach 1945 verlief  in den Bundeslän-
dern recht unterschiedlich. Zwischen der Verabschiedung des ersten 
Landesplanungsgesetzes in Nordrhein-Westfalen  im Jahre 19507 und 
den erst 1966 erlassenen Gesetzen in Niedersachsen8 und Rheinland-
Pfalz 9 lag immerhin ein Zeitraum von sechzehn Jahren. 

I n Niedersachsen wurde bald nach 1945 die landesplanerische Tätig-
keit wieder aufgenommen, indem die Nachfolge-Dienststellen der Lan-
desplanungsgemeinschaften in den Bezirken in die staatliche Verwal-

1 Überblick bei Evers,  Regionalplanung, S. 100. 
2 Zinkahn  /  Bielenberg,  BROG, §5 Rdnr. 9, b; ebenso Evers,  Recht der 

Raumordnung, S. 117. 
3 Da die heutige Regionalplanung ursprünglich als „Landesplanung" galt, 

wurden die regionalen Planungsgemeinschaften auch als Landesplanungs-
gemeinschaft bezeichnet, vgl. Umlauf,  Landesplanungsgemeinschaften, in: 
Stadtplanung, Landesplanung, Raumordnung, S. 30 ff.  Der Wandel zur heu-
tigen Terminologie, die zwischen Landesplanung und Regionalplanung unter-
scheidet, vollzog sich erst zu Anfang der 60er Jahre, vgl. Halstenberg,  P la-
nung, in: Stadtplanung, Landesplanung, Raumordnung, S. 46 (47). 

4 Vgl. dazu Bielenberg,  in: Ernst / Z inkahn / Bielenberg, BBauG, § 1 Rdnr. 
15 ff.;  Hohberg,  Recht der Landesplanung, S. 2 ff. 

5 Dazu Götz,  Staat und Kommunalkörperschaften,  in: Festschrift  für W. 
Weber, S. 979 (984). 

6 Evers,  Regionalplanung, S. 101. 
7 LP1G NRW vom 11. 3.1950 (GVB1. S. 41). 
8 NROG vom 30. 3.1966 (GVB1. S. 69). 
« LP1G vom 14. 6.1966 (GVB1. S. 177). 

2 Janning 


